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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung des Beschlusses (EU) 2022/563 in Bezug auf den Betrag der Makrofinanzhilfe 
für die Republik Moldau
(COM(2023)0053) – C9-0011/2023 – 2023/0018(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europäische Parlament und 
den Rat (COM(2023)0053),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 212 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission 
unterbreitet wurde (C9-0011/2023),

– unter Hinweis auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union,

– gestützt auf Artikel 59 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Haushaltsausschusses,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für internationalen Handel (A9-
0166/2023),

1. legt seinen Standpunkt in erster Lesung fest, indem es den Vorschlag der Kommission 
übernimmt;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, 
entscheidend ändert oder beabsichtigt, ihn entscheidend zu ändern;

3. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat, der Kommission 
sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Der jüngste Besuch einer Delegation des INTA-Ausschusses vom 21.-23. Februar 2023 in 
Chisinau beleuchtete wichtige Aspekte und lieferte wesentliche Erkenntnisse, die für das 
Verständnis des Gesamtkontextes der Makrofinanzhilfe („Macro-Financial Assistance“ – 
MFA) für die Republik Moldau notwendig sind. Die Treffen des Ausschusses mit 
Regierungsvertretern, Parlamentariern und Interessenträgern aus Wirtschaft und 
Gewerkschaften ermöglichten es der gesamten Delegation, sich ein umfassenderes Bild über 
die wichtigsten Elemente zu verschaffen, die diesen Antrag der Republik Moldau auf 
Makrofinanzhilfe rechtfertigen. 

Die russische Invasion der Ukraine zeitigte heftige negative primäre und sekundäre 
Auswirkungen auf die moldauische Volkswirtschaft. In der Folge schrumpfte die moldauische 
Volkswirtschaft, und das unsichere Wirtschaftsklima wirkte sich ganz allgemein negativ auf 
Investitionen und Handel aus. Aufgrund der Energiekrise, die sich 2022 noch verschärft hat, 
sind die öffentlichen Finanzen der Republik Moldau zusätzlich unter Druck geraten, zumal 
auch ein Rückgang des Privatverbrauchs und der Investitionen zu verzeichnen war. Darüber 
hinaus führt der starke Anstieg der Energiepreise zu einer hohen Inflation. All diese Aspekte 
wirken sich schädlich aus und stellen schlechte Nachrichten für Unternehmen und Investoren 
dar. 

Die laufende Makrofinanzhilfe für die Republik Moldau wurde von dem Land am 
19. November 2021 beantragt. Die Makrofinanzhilfe, die sich auf 150 Mio. EUR beläuft, soll 
nach einem Vorschlag der Kommission vom 24. Januar 2023 um einen zusätzlichen Betrag 
von 145 Mio. EUR aufgestockt werden. Die Berichterstatterin befürwortet die mit der 
Aufstockung verfolgten Ziele und stimmt der Begründung zu und bekräftigt nachdrücklich 
die Notwendigkeit von Solidarität und Unterstützung für die moldauische Volkswirtschaft im 
Rahmen dieser geänderten Makrofinanzhilfe.

Die Berichterstatterin betont ferner, dass die Republik Moldau dazu motiviert werden muss, 
Reformen durchzuführen, insbesondere im Justizsystem, bei der Rechtsstaatlichkeit und der 
Korruptionsbekämpfung. Dies sind wesentliche Elemente der für die beantragte 
Makrofinanzhilfe gestellten Auflagen. Angesichts des Status der Republik Moldau als 
Bewerberland für einen EU-Beitritt müssen die Reformen und die Umsetzung des 
Unionsrechts in den ermittelten Bereichen gefördert und auch auf politischer Ebene als 
Auflagen für die Unterstützung durch die EU vorgeschlagen werden.

Alle Veränderungen im Zuge der notwendigen Reformen in den Bereichen Justiz, Arbeit und 
Wirtschaft werden zweifelsohne zur Verbesserung des Investitionsumfelds und der lokalen 
Wirtschaft beitragen. 
Die Berichterstatterin weist ferner darauf hin, dass die Umsetzung dieses Vorschlags mit einer 
zusätzlichen EU-Budgethilfe einhergehen dürfte, die im Rahmen des Instruments für 
Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit finanziert 
wird. Die Berichterstatterin hätte es gern gesehen, wenn die Zuschusskomponente dieser 
Makrofinanzhilfe erhöht worden wäre, doch wird der Höchstbetrag, der für die diesjährigen 
Zuschüsse möglich ist, mit diesem Vorschlag bereits ausgeschöpft.

Es ist von höchster Bedeutung, dass die Kommission die Maßnahmen zur Umsetzung der 
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Grundsatzvereinbarung und den gesamten Bewertungsprozess sowie die Einhaltung der 
Auflagen überwacht und gegenüber dem Europäischen Parlament dafür einsteht. Wichtig ist 
jedoch auch, weiterhin technische Unterstützung für die Regierung zu leisten. 

Die Berichterstatterin befürwortet den Vorschlag zur Gewährung einer Makrofinanzhilfe für 
die Republik Moldau und betont, wie wichtig es ist, die genannte Unterstützung für die 
Wirtschaft des Landes bereitzustellen.
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19.4.2023

STELLUNGNAHME DES HAUSHALTSAUSSCHUSSES

für den Ausschuss für internationalen Handel

zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung des Beschlusses (EU) 2022/563 in Bezug auf den Betrag der Makrofinanzhilfe für 
die Republik Moldau
(COM(2023)0053 – C9-0011/2023 – 2023/0018(COD))

Verfasser der Stellungnahme: Siegfried Mureşan

KURZE BEGRÜNDUNG

Der Haushaltsausschuss begrüßt den Vorschlag der Kommission vom 24. Januar 2023, die 
laufende Makrofinanzhilfe („Macro-Financial Assistance“ – MFA) für die Republik Moldau 
um 145 Mio. EUR aufzustocken, wovon 100 Mio. EUR in Form von Darlehen zu 
Vorzugsbedingungen und 45 Mio. EUR in Form von Zuschüssen bereitgestellt werden sollen, 
um einen Teil des Außenfinanzierungsbedarfs des Landes im Jahr 2023 zu decken. Mit 
diesem neuen Vorschlag würde sich der Gesamtbetrag der laufenden MFA für das Land auf 
295 Mio. EUR belaufen. Während der Delegationsreise des Haushaltsausschusses in die 
Republik Moldau vom 21. bis 23. Februar 2023 erörterten die Mitglieder des BUDG-
Ausschusses den Haushaltsbedarf Moldaus mit den staatlichen Stellen des Landes, auch was 
die MFA betrifft.
Die moldauische Volkswirtschaft wird durch Russlands Aggressionskrieg gegen die Ukraine 
infolge von Handelsstörungen, entgangenen Ausfuhreinnahmen, rasch steigenden 
Nahrungsmittel- und Energiepreisen sowie einer hohen Inflation stark beeinträchtigt. In 
diesem Zusammenhang weist der Haushaltsausschuss darauf hin, dass das Parlament in seiner 
Entschließung vom 5. Mai 2022 zu dem Stand der Zusammenarbeit zwischen der EU und der 
Republik Moldau betont hat, dass ein „neuer Vorschlag für eine Makrofinanzhilfe von 
wesentlicher Bedeutung“ sei und dieser „überwiegend aus Zuschüssen und weniger aus 
Krediten bestehen sollte“. Der Haushaltsausschuss bedauert, dass dies nicht der Fall ist, und 
fordert die Kommission auf, den Anteil der Zuschüsse bei künftigen MFA-Beschlüssen zu 
erhöhen. Ferner fordert der Haushaltsausschuss die Kommission auf, zu beurteilen, ob MFA-
Maßnahmen für die Republik Moldau nicht Teil der diversifizierten Finanzierungsstrategie 
der Union zur Verringerung der Gesamtrisiken und -verbindlichkeiten für den EU-Haushalt 
sein sollten, wie dies bei der Ukraine der Fall ist, und eine ausführliche Bewertung der 
Haushaltslinie für Zuschüsse im Rahmen des MFA (14 20 03 01) und der Haushaltslinie für 
die Bereitstellung im Rahmen des NDICI (14 02 01 70), auch was die verbleibenden 
Haushaltsflexibilitäten für 2023 betrifft, vorzulegen. 

Darüber hinaus betont der Haushaltsausschuss, dass für die Moldau weitere Unterstützung 
und somit zusätzliche finanzielle und technische Hilfe bereitgestellt werden müssen, auch im 
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Rahmen des IPA-III-Instruments, da Moldau nunmehr ein Beitrittskandidat ist. Er fordert die 
Kommission auf, so bald wie möglich einen Vorschlag für eine entsprechende Überarbeitung 
der IPA-III-Verordnung vorzulegen, einschließlich eines Vorschlags zur hinreichenden 
Aufstockung des IPA-III-Gesamtbudgets. Der Haushaltsausschuss betont ferner, wie wichtig 
es ist, für Komplementaritäten zwischen den EU-Programmen und den zusätzlichen 
Ressourcen zu sorgen, die von der EU und internationalen Finanzinstitutionen, den 
Mitgliedstaaten und anderen Gebern bereitgestellt werden.

Überdies stellt der Haushaltsausschuss fest, dass die zusätzliche Makrofinanzhilfe im dritten 
und vierten Quartal 2023 in Form von zwei Auszahlungen freigegeben werden soll, sofern 
zufriedenstellende Fortschritte beim Programm des Internationalen Währungsfonds erzielt 
und neue, zwischen der Republik Moldau und der EU zu vereinbarende politische Auflagen 
umgesetzt werden, die in die bestehende Vereinbarung aufgenommen werden sollen. 

Zudem fordert der Haushaltsausschuss die Kommission auf, den Rest der laufenden 
Makrofinanzhilfe unverzüglich auszuzahlen. 
Abschließend ersucht der Haushaltsausschuss die Kommission, der Haushaltsbehörde die 
ausführlichen Berichte über die Einhaltung der vereinbarten politischen Auflagen, die von den 
staatlichen Stellen der Republik Moldau vor jeder Auszahlung im Sinne vollständiger 
Transparenz vorzulegen sind, zu übermitteln.

*******

Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für internationalen Handel, 
vorzuschlagen, dass das Europäische Parlament seinen Standpunkt in erster Lesung festlegt, 
indem es den Vorschlag der Kommission übernimmt. 
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